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Einleitung 

Ziel dieser Arbeit ist nicht nur eine Darlegung der Rechtsentwicklung 
seit etwa 1930 in den einzelnen Ländern, sondern es soll auch unter-
sucht werden, inwiefern die Gesetzesvereinheitlichung durch das Gen-
fer Einheitliche Wechselgesetz (EWG) auf die nationale Dogmatik ein-
gewirkt hat, inwieweit sich unter ihrem Druck oder im Gefolge der im 
Zusammenhang mit ihr notwendigen Beachtung der Systeme der Nach-
barstaaten die verschiedenen nationalen Auffassungen angeglichen 
haben. 

über einen derartigen Erfolg des EWG in Richtung auf eine Rechts-
vereinheitlichung läßt sich heute schon urteilen, nachdem das einheit-
liche Gesetz in allen vier Staaten über 30 Jahre in Kraft ist. 

Die zu untersuchenden Problemkreise sind auch ein sehr geeignetes 
Prüffeld für die rechtsvereinheitlichende Kraft eines einheitlichen Ge-
setzes. Nicht nur weil über sie in Genf wegen der Unvereinbarkeit ins-
besondere der deutschen und französischen dogmatischen Konzeption 
keine Einigung erzielt werden konnte und sie zum Teil - vgl. Art. 15, 
16 der Anlage II zum EWG - der nationalen Regelung vorbehalten 
blieben, sondern weil das Verhältnis der einzelnen Verpflichtungen aus 
dem Wechsel zu den Rechtsbeziehungen, die Grundlagen ihrer Einge-
hung waren, schon vorher in den verschiedenen Wechselgesetzen kaum 
geregelt war und immer zu den dunkelsten Ecken des Wechselrechts 
gehört hat!. Dazu kommt noch, daß in drei der untersuchten Staaten 
im Zusammenhang mit der Vereinheitlichung die dogmatische Konzep-
tion sich veränderte bzw. durchbrochen wurde, so daß Probleme, die 
für andere Staaten alt waren, neu "importiert" wurden. Dies alles und 
insbesondere die Entwicklung der Haltung zu den in Genf gemachten 
Vorbehalten, in denen man die Gefahr einer erneuten Rechtszerplitte-
rung sehen wollte2, kann ablesbar machen, wie weit der Elan des Ver-

1 Thaller sprach in Bezug auf das Deckungsverhältnis von der "etude 
extremement sombre de la provision", vgl. Hirsch, provision, Vorwort. Roblot 
bezeichnet das Verhältnis von Wechsel- und Valutaforderung als ein Stief-
kind der Forschung, N. R. D. Com. 195:t, I, 8 (17); und Brunetti hielt diese 
Fragen wegen ihrer Kompliziertheit im Vorwort S. VII zur italienischen 
übersetzung von Wielands berühmter Untersuchung von 1901 "Der Wechsel 
und seine civilrechtlichen Grundlagen" gar für "la metafisica deI diritto 
privato". 

! Vgl. Wessing, S. 245; Schumann, Wechsel, S. 25 f. 
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einheitlichungsgedankens in der nationalen Praxis reichte, und Hin-
weise geben für weitere oder andere Vereinheitlichungspläne und all-
gemein für die Rezeption eines fremden Rechts3• Denn nichts ist so sehr 
Prüfstein für die Möglichkeiten einer Rechtsvereinheitlichung wie die 
Zähigkeit der "geheiligten" Anschauungen nationaler Dogmatik, die 
nicht selten von Vorurteilen umwoben sind, die ihren Ursprung mit in 
der jüngeren europäischen Geschichte haben. Die Prüfung dieser - im 
übrigen recht uneinheitlichen - nationalen Attituden auf ihre prakti-
sche Berechtigung ergibt unversehens ein kleines, nicht eben rühmliches 
Kapitel europäischer Geistesgeschichte und -kommunikation. Doch das 
sind mehr die Nebenwirkungen retrospektiver Vergleichung der dog-
matischen Standpunkte und ihrer Konfrontation mit der Praxis; die 
Feststellung des in der Rechtsvereinheitlichung erreichten Punktes 
sollte auch zur Erhellung des nationalen "state of the law" dienen, zur 
Orientierung, wo und wie groß die Unterschiede noch sind, wo ein "An-
schluß verpaßt" wurde und wo man sich Erfahrungen zunutze machen 
könnte. Die Feststellung der tatsächlich noch vorhandenen Eigenarten 
nötigte zu einem differenzierenden Vorgehen. Zuweilen verschieben 
sich dadurch die Fronten: In einer eigentlich mehr dogmenkritisch ge-
dachten Arbeit mußten an manchen Stellen überhaupt erst die dogma-
tischen Linien gezogen werden, um die Abweichungen festzustellen. 
Dabei stellten sich dann wieder schon lieb gewordene Erfolge der Ver-
einheitlichung als Papier-Erfolge heraus, durch terminologische Mißver-
ständnisse oder Randunschärfen gewonnen. 

Auch die Versicherung, daß es sich ja um einen der vorgeschobensten 
Beobachtungspunkte der Rechtsvergleichung handele, dürfte die Ent-
täuschung derer nicht mindern, die im Anschluß an Rabels Hoffnung, 
daß die Rechtsprechung zu einem einheitlichen Gesetz auch auf nationa-
ler Ebene vereinheitlichend wirke" die Phase der Rechtsvergleichung 
für das Wechselrecht für überwunden hielten. Hierbei ist aber zweier-
lei im Auge zu behalten: Einmal konnte wie gesagt über die hier zur 
Untersuchung stehenden Rechtsfragen keine einheitliche Regelung er-
reicht werden und zum anderen fehlt es bis heute an der einheitlichen 
oder wenigstens einheitlich zugängigen Rechtsprechung. Es ist gerade 
in jüngster Zeit immer wieder beklagt worden, daß man in Genf nicht 
noch einen einheitlichen obersten Gerichtshof geschaffen habe, weil die 
gegenseitige Beachtung der Rechtsprechung - eine offizielle Kommu-
nikation fand überhaupt nicht statt - unzureichend gewesen sei5, und 

S Vgl. Hirsch, NJW 1961, 1089 (1092). 
4 Recht des Warenkaufs 1,48; vgl. auch v. Bargen, RabelsZ 25, 168 (170). 
5 Vgl. Hirsch, NJW 1961, 1089 (1093 ff.); Rechtssoziologie, S. 226; und -

bezeichnenderweise offenbar völlig unabhängig - Lescot, J. C. P. 1963, I, 
1756. Etwas optimistischer Henrichs, S. 6. - Man darf allerdings nicht über-
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zur Abhilfe, da die Schaffung eines derartigen Gerichts noch zu große 
Probleme aufwerfe, ein verstärkter Austausch von Gerichtsentscheidun-
gen angeregt worden'. Dazu genügen aber wohl nicht Sammlungen der 
wichtigsten Entscheidungen in den einzelnen Vertragsstaaten, wie sie 
auch schon in der "Internationalen Rechtsprechung zum Genfer Ein-
heitlichen Wechsel- und Scheckrecht"7 und den Publikationen der "Uni-
droit"8 vorliegen, sondern die relevante Gerichtspraxis der einzelnen 
Länder müßte möglichst umfassend allen Interessierten zugänglich wer-
den. Erste Voraussetzungen wären entsprechende nationale Sammlun-
gen. Eine solche ist aber bisher nur in Italien durch Bianchi d'Espinosa' 
geschaffen worden, obwohl die dortige Rechtsprechung die bei weitem 
umfangreichste ist. Derartige Sammlungen auch der anderen Länder, 
in die übrigen Sprachen übersetzt und zusammengefaßt, könnten Ab-
hilfe schaffen und überdies den Grundstock zu einem schon längst fälli-
gen zumindest gesamteuropäischen Kommentar bilden. Betrachtet man 
die maßgebende Literatur, so scheint die Situation auf den ersten Blick 
günstiger zu sein, weil in größerem Umfang auch die ausländische Lehre 
zitiert wird - in erheblich geringerem Entscheidungen -, doch bei ge-
nauerem Hinsehen erweisen sich die Zitate oft als recht veraltet. 

Dies ist einer der Gründe, warum in der vorliegenden Arbeit gerade 
auch auf die Gerichtspraxis abgestellt wurde, und die neueren ein-
schlägigen Entscheidungen möglichst vollständig zu erfassen gesucht 
wurden10• Auf der anderen Seite sollte aber auch kontrolliert werden, 
in welchem Maße die Gerichte sich bei der Auslegung des EWG über-
haupt noch von den nationalen theoretischen Konzeptionen leiten ließen. 
Diese zweiseitige Orientierung der Untersuchung war schon deswegen 
nötig, weil die gegenseitige Beeinflussung von Theorie und Praxis in 
den einzelnen Ländern verschieden stark ist l1, so daß über die tatsäch-

sehen, daß eine Bezugnahme bei französischen und italienischen Urteilen 
kaum feststell bar ist, weil sich dort weder wissenschaftliche Erörterungen 
noch Zitate finden; v. Caemmerer meint, daß Ausmaß der Wechselwirkungen 
aus den literarischen Veröffentlichungen einzelner Richter - unter Hinweis 
auf Lescot (vgl. aber oben) und Liesecke (WM 1966, 202 ff., der aber unter 
Hinweis auf die fehlenden Vergleichsmöglichkeiten ungleich skeptischer ist) 
- ablesen zu können, vgl. v. Caemmerer - Benthin - Lahtinen, S. XI. 

8 Vgl. Hirsch, Lescot, a.a.O. 
7 Hrsgg. von v. Caemmerer 1954, 2. Folge 1967. 
8 Institut international pour l'unification du droit prive, Rom. 
g Le leggi cambiarie nella giurisprudenza, 1. Aufl. 1957, 2. Aufl. 1961. 
10 Darüber, daß dies in der gegenwärtigen Situation das "nobile officium" 

jeder wissenschaftlichen Untersuchung zum Wechselrecht ist, vgl. Hirsch, 
a.a.O., S. 1093. 

11 In Italien nahm man bisher kaum Notiz voneinander, vgl. v. Bargen, 
RabelsZ 25, 168 (170. - Die Verhältnisse ändern sich allerdings. Die neuesten 
Auflagen der Lehrbücher zitieren häufiger Gerichtsentscheidungen, und es 

2 Mlller 


